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es steht eine wichtige Entscheidung für dieses Land an, 
und zwar die Bundestagswahlen 2021. Am Wochenende 
entscheidet sich, welche Parteien mehrheitlich in den 
Bundestag ziehen und welche Parteien miteinander für 
die nächsten vier Jahre koalieren werden.  

Wir haben dies zum Anlass genommen, um Euch/Sie darüber zu informieren,
welche Themen unser Verband mit den Bundestagswahlen in Verbindung bringt.
Unser Motto ist: Wer wählen geht, ist klar im Vorteil! Um Euch/Ihnen die
Entscheidung für den 26. September 2021 einfacher zu machen, haben wir typische
Verbandsfragen an unsere Politiker:innen gestellt und daraus Wahlprüfsteine
erstellt.

Migrant:innen mit eigener Zuwanderungsgeschichte bis hin in den weiteren
Generationen fühlen sich der Bundesrepublik Deutschland auch nach vielen Jahren
hier lebend oft nicht zugehörig. Deutsche Politik kann sogar befremdlich sein.
Woran liegt das? Wir haben uns in einem Online Panel mit der politischen 
Sozialisation von jungen Migrant:innen auseinandergesetzt und dabei Ekin Deligöz,
kinder- und familienpolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die
Grünen, als Diskussionsgast eingeladen.

Last but not least möchte ich Euch/Sie noch auf unsere Verbandsforderungen 
für diese Wahlen aufmerksam machen. Zentralle Themen sind dabei die
Familienzusammenführung, das migrantische Familienleben in Deutschland sowie
Bildung & Vielfalt. Politische Forderungen sind das Kerngeschäft der 
Interessenvertretung. Der Verband hat in seiner langjährigen Lobbyarbeit 
vieles erreicht. Steter Tropfen höhlt den Stein: im Juni diesen Jahres wurde die
geschlechterspezifische Diskriminierung und der daraus resultierende
Generationenschnitt im Staatsange-hörigkeitsrecht endlich aufgehoben. 

Ich wünsche Euch/Ihnen viel Spaß beim Lesen und 
herzliche Grüße!

Chrysovalantou Vangeltziki
Bundesgeschäftsführerin

Liebe Leserin, lieber Leser,

Editorial |2



 

Inhalt

Erkenntnisse aus der Wahlforschung
Prof. Dr. Sigrid Roßteutscher

Online-Diskussion

Politische Partizipation von
Migrant:innen

Von Zäunen und Bäumen
Ekin Deligöz

Wahlprüfstein: Migrantisches
Familienleben in Deutschland

Wahlprüfstein: Bildung & Vielfalt

Wahlprüfstein: Migration ist ein
Familienprojekt

Warum ich in die Politik ging
Drei Beispiele aus Leipzig

5

6

12

13

17

22

26

31

QUAL DER WAHL - DEMOKRATISCHE PARTIZIPATION AUS SICHT MIGRANTISCHER FAMILIEN | 3



Am 26. September 2021 war Bundestagswahl. Der Bundestag ist das Parlament für
Deutschland. Dort werden die Gesetze beraten. 2,8 Millionen junge Menschen konnten
zum ersten Mal in Deutschland die Abgeordneten für den Bundestag wählen. Das Wort
dafür ist Erst-Wähler oder Erst-Wählerinnen. Es sind 4,6 Prozent von allen Wahl-
Berechtigten. Wahl-Berechtigte sind alle Menschen, die mitwählen dürfen. Wie ist das mit
den Erstwähler:innen? Wählen sie? Wollen sie überhaupt wählen? Was heißt das für die
Politik? Wie können junge Menschen in der Politik mitmachen? Wie und wo lernen sie über
Politik? Was müssen wir tun, damit mehr junge Menschen - und ganz besonders junge
Menschen aus anderen Ländern - zur Wahl gehen?

Als Schwarzer aus einem Nicht-EU-Land, also
einem so-genannten Dritt-Staat, bin ich für
die Politik hier nicht wichtig. Ich kann nicht
wählen gehen. Aber auch als Deutscher wäre
ich nicht sicher, wen ich wählen soll. Ich weiß    
nicht, welche Partei gut für mich ist.

Adeo B.
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Jung zur Wahl gehen

 

Ich bin in der kurdischen Gemeinde organisiert.
Meine Eltern sind auch in der kurdischen
Gemeinde. Vor einiger Zeit bin ich Mitglied bei
den Linken geworden. Sie ist die einzige Partei
hier, die uns Kurden immer in ihrem politischen
Kampf hilft

Ferhad A.

Ich habe mich schon in Syrien als Student für Politik 
interessiert. Dann bin ich nach Deutschland gekommen.
Hier hat sich eine Bundestags-Abgeordnete der SPD sehr 
für Syrien interessiert. Sie hat die Demokratie-Bewegung 
dort unterstützt. So bin ich Mitglied bei der SPD geworden. 
Meine erste Sitzung in der Ortgruppe war enttäuschend. 
Fast alle waren ältere Männer und Frauen, die sich 
überhaupt nicht für mich interessierten. Sie waren 
nett und höflich, aber ich verstand nicht, was ihre
politische Arbeit war.

Shero J.



Das sagt die Wahl-Forschung
Prof. Dr. Sigrid Roßteutscher

Politik ist Familien-Sache
Die Familie ist auf jeden Fall wichtig für politische Bildung. Wenn in der Familie über
Politik geredet wird oder wenn die Eltern wählen gehen, dann braucht man sich über
den jungen Menschen keine Sorgen mehr machen. Dann wird er sich auch für Politik
interessieren. Sorgen muss man sich um die anderen jungen Menschen machen. Wenn
in einer Familie nicht über Politik geredet wird oder keine Nachrichten gesehen werden,
wenn die Eltern nicht zur Wahl gehen, dann gilt das oft auch für die erwachsenen
Kinder.

Das Wahl-Verhalten ändert sich
Bis in die 1980er Jahre war es so, dass Bildung beim Wahl-Verhalten fast keine Rolle
gespielt hat. Die Leute haben gewählt, egal welche Bildung sie hatten. In den 1990er
Jahren hat es angefangen, dass sich das Wahl-Verhalten ändert: Menschen mit einer
guten Bildung gehen immer noch zur Wahl. Menschen mit weniger Bildung gehen
immer seltener zur Wahl. Das passiert bei den Jungen, nicht bei den Alten. Ältere
Menschen, die immer gewählt haben, wählen immer noch. Heute gehen doppelt so
viele Menschen wählen, wenn sie das Abitur haben. Junge Menschen mit wenig Bildung
gehen oft nicht zur Wahl. Das ist ein Problem, denn genau diese jungen Menschen
brauchen Hilfe von der Politik. Wichtig ist auch der Wohn-Ort. Hier gibt es in
Deutschland große Unterschiede im Wahl-Verhalten. Viele Menschen leben als Kind in
Stadt-Teilen oder in Orten, wo fast niemand wählen geht: der Nachbar nicht, der Onkel
nicht, der Bäcker nicht. Politik ist fast gar kein Gesprächs-Thema. So kommt es zu einer
Aufteilung: Es gibt Stadt-Teile mit niedriger Wahl-Beteiligung und es gibt Stadt-Teile mit
hoher Wahl-Beteiligung. Also Orte, wo wenige Menschen oder wo viele Menschen
wählen gehen.

Junge Migrant:innen gehen seltener zur Wahl
Das Wahl-Verhalten zwischen migrantischen und nicht-migrantischen jungen Menschen
ist verschieden. Migranten sind Menschen, die aus anderen Ländern nach Deutschland
gekommen sind und hier leben. Oft hat das Wahl-Verhalten auch mit dem sozialen
Umfeld zu tun. Also ob jemand arm oder reich ist oder irgendwo dazwischen.
Jugendliche mit Migrations-Hintergrund machen oft schlechte Erfahrungen. Sie erleben
Diskriminierung, das heißt eine schlechte Behandlung, weil sie „fremd“ sind. Meistens
ziehen sich junge Menschen dann zurück und denken: „Das Land will mich nicht
haben“. Nur wenige denken: „Jetzt mache ich in der Politik mit, damit sich etwas
ändert.“ In vielen migrantischen Familien haben die Eltern keine deutsche Staats-
Bürgerschaft. Menschen aus Dritt-Staaten können hier nicht wählen gehen und haben
oft wenig Interesse an Politik in Deutschland. (Ausnahme: die Wahl zum Migranten-
Beirat.) Wer aus einem EU-Land kommt, kann in Deutschland zur Kommunal-Wahl und
zur Europa-Wahl gehen.
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Ekin Deligöz, Bundestags-Abgeordnete für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Sprecherin für
Kinder-Politik und Familien-Politik 
Baran Fakir, Young Voice, Türkische Gemeinde Deutschland e.V.
Prof. Sigrid Roßteutscher, Wahl-Forscherin an der JWG-Universität Frankfurt

Wo und wie sind Sie mit Politik in Kontakt gekommen?

EKIN DELIGÖZ: Also ehrlich gesagt, ich glaube als erstes in der
Familie. Ich hatte eine sehr, sehr politische Großmutter und sie
war ein Vorbild für mich. Sie war die erste Stadt-Rätin in einem
Stadt-Rat mit vielen Männern. Sie hat sich wahnsinnig stark
gemacht für Schule, für Bildung, für Gesundheit, für sauberes
Wasser und für vieles mehr. Und das ging immer so weiter,
auch meine Mutter hat sich politisch engagiert. Und für mich
war es auch normal.

BARAN FAKIR: Als erstes in der Familie. Ich bin in eine
alevitische Familie hinein-geboren. Kontakt mit Politik gab es
von verschiedenen Seiten. Meine Mutter kam aus Istanbul nach
Deutschland. Über sie habe ich eine gute Bildung bekommen.
Meiner Mutter war wichtig, dass wir Kinder wissen, was richtig
oder falsch ist. Und dass wir gut zu anderen Menschen sind.
Mein Vater, geboren und aufgewachsen in Ost-Anatolien, war
politisch links. Er war von Herzen Marxist und hat sich auch
hier in Deutschland engagiert. Zwischen diesen beiden Welten
konnte ich nur politisch werden, alles andere war unmöglich.
Politik war immer ein Thema zu Hause. Es war für mich als
Migranten-Kind in Deutschland sehr wichtig.

SIGRID ROßTEUTSCHER: Ich bin in einer extrem politischen
Familie groß geworden. Wenn Wahlen waren, dann hörten wir
Radio. Damals, in den 1970er und 1980er Jahren, kamen die
Nachrichten zur Wahl noch im Radio. Wir Kinder mussten dann
leise sein. Mein Vater hat viel für die SPD gearbeitet. Politik war
heilig. Es war ein Riesen-Thema. Wenn die SPD bei der Wahl
nicht gewonnen hat, dann war erstmal Krise, dann war die
ganze Familie traurig darüber. Wir haben als kleine Kinder
schon gelernt: Politik hat etwas Wichtiges mit uns als Personen
zu tun, mit unserer Identität.
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Online-Diskussion



 

Wie sehen Sie die Teilnahme an Politik in migrantischen Familien?

BARAN FAKIR: Es gibt große Unterschiede, welche Rolle Politik in migrantischen Familien
spielt. Zum Beispiel: In türkischen Familien wird zwar auch oft über Politik geredet, aber es
ist meistens die türkische Politik. Die deutsche Politik war lange uninteressant. Auch weil
türkische Familien nicht wählen konnten. Sie waren oft nur als Arbeiter:innen in den
Gewerkschaften aktiv. Die Gewerkschaften sind für die Interessen der Arbeiter:innen da.
Die Kinder in diesen Familien sehen türkische Nachrichten. Sie lernen die türkische,
politische Sprache und die Vor-Urteile aus der Türkei. Dazu kommt die eigene Lebens-
Situation. Wer Rassismus und Diskriminierung kennenlernt, möchte sich nicht mehr
politisch engagieren und denkt „Ich bin hier nicht willkommen“. Es ist eine Frage der
Verbundenheit. Viele migrantische Familien haben kein Verbundenheits-Gefühl in der
deutschen Gesellschaft. Sie sind hier nicht richtig angekommen. Die eigene Migrations-
Geschichte ist sehr wichtig, um junge Menschen für Politik zu gewinnen.

EKIN DELIGÖZ: Politisch sind die Menschen schon, aber nicht so, wie wir sie uns vorstellen.
Sie engagieren sich in den Moschee-Vereinen oder in den Kultur-Vereinen. Sie orientieren
sich an der türkischen Politik. Sie fahren in die Türkei, um dort zu wählen und nicht hier.
Für mich war klar: Du bleibst hier und versuchst hier die Dinge zu ändern. Man muss sich
entscheiden. Ich habe die deutsche Staats-Bürgerschaft beantragt, habe sie bekommen,
war politischer Kandidat und sitze jetzt im Bundestag. Für mich war es eine klare
Entscheidung zu sagen: Wenn dir etwas nicht gefällt, dann musst du das selbst ändern. D
kannst nicht warten, dass es von alleine passiert. Sogar als Bundestags-Abgeordnete muss
ich bei jeder Rede drei, vier, fünfmal so gut sein wie alle anderen, damit mich die Menschen
bemerken und gut finden. Das zieht sich durch unser Leben. Und ja, es gibt Zeiten, wo ich
sage: Hey, das ist nicht fair!

Warum gibt es diesen Unterschied? Warum ist das, was ich mache, nicht gut genug? Und
warum komme ich trotz meiner Arbeit nicht so weit wie andere mit viel weniger Arbeit, mit
weniger Wissen und Können? Aber noch schlimmer ist es, wenn man sich den Mut nehmen
lässt. Wenn meine Generation nicht die Türen aufmacht, dann werden sie auch für unsere
Kinder zu bleiben. Deshalb lohnt es sich jeden Tag aufzustehen, weiterzumachen und zu
sagen: Ja, es lohnt sich. Dieses Land ist bunt, viel-fältig und wir sind auch das Volk.

BARAN FAKIR: Politik oder politisch sein kann für uns auch überlebens-wichtig werden. Für
meine Generation ist das Attentat in Hanau das, was die Attentate in Rostock, Solingen oder
Mölln für die Generation vorher waren. Was in Hanau passiert ist, hat die Menschen auch
zum Nachdenken über Politik gebracht. Menschen, die vorher keine Lust oder Idee von
Politik hatten, wurden politisch. Auch das muss man sehen.
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Was tun?

EKIN DELIGÖZ: Vor allen Dingen dort, wo sich es viele soziale Nachteile gibt, müssen
wir anfangen. Eine weitere Antwort ist das kommunale Wahl-Recht für Migrant:innen
aus Dritt-Ländern. Das heißt, dass alle Menschen, die in Deutschland leben, das
Parlament für ihre Stadt wählen können. Warum nicht? Da geht es ja um die
Menschen. Da geht es um meine Schule, um meine Straße, um meine Stadt oder
mein Dorf. 

Mut zu mehr Demokratie heißt für mich auch Mut, das Wahl-Recht größer zu denken,
zum Beispiel dass alle ab 16 Jahren wählen können. Wir müssen viel mehr junge
Menschen um ihre Meinung fragen. Wer mitreden kann, interessiert sich. Für mich
fängt Demokratie aber schon viel früher an: mitbestimmen im Kindergarten, in der
Schule, die Kinder und Jugendlichen dabei ernst nehmen, mitmachen bei politischer
Schüler-Arbeit.

Wichtig ist, dass die Menschen verstehen, wie alles zusammen-hängt. Das ist in der
Partei-Politik sehr schwer, weil es kein direktes Ergebnis von unserer politischen
Arbeit gibt. Das hat schon der deutsche Sozial-Wissenschaftler Max Weber gesagt:
Politik ist immer das Bohren von dicken Brettern. Und gerade in Deutschland sind
die Bretter besonders dick. Bis ich von einer Idee zu einem Ergebnis komme, das
dauert lange. Das erlebe ich vielleicht selbst gar nicht mehr in meiner Abgeordneten-
Zeit.

SIGRID ROßTEUTSCHER: In Deutschland gilt das Wahl-Recht ab 18 Jahren. Es gibt
aber keinen Grund, warum das Wahl-Alter nicht auf 16 Jahre geändert werden soll.
Im Gegenteil, 16-Jährige sind oft viel aktiver und interessierter als die Alters-Gruppe
über 18 Jahren. Denn wer mit 18 wählen darf, hat gerade viele andere Themen, die
wichtig sind: Studieren, einen Beruf finden, eine Familie oder eine Partnerschaft. 

Also man gibt den Menschen das Wahl-Recht zu einer Zeit, wo sie mit der Schule
fertig sind. Sie wohnen nicht mehr bei den Eltern und finden andere Dinge wichtig.
Da gehen weniger Menschen wählen als mit 16 Jahren. In Deutschland leben mehr
alte Menschen als junge. Wir brauchen ein Gegen-Gewicht zu der sehr großen
Gruppe sehr alter Wähler:innen. Sonst geht es in der Politik nur um Renten-Fragen
und nicht um Zukunfts-Fragen.
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BARAN FAKIR: Ich sehe auch die Verantwortung bei den vielen Vereinen und Gruppen
in unserer Gesellschaft. Viele migrantische Familien waren und sind es nicht gewohnt,
nach ihren Rechten zu fragen. Auch meine Eltern haben nichts gemacht, wenn zum
Beispiel in der Schule jemand ungerecht mit mir war. Und das sagen viele Eltern: Wir
haben uns nicht getraut, etwas zu sagen. Das war nicht ok. 

Also damit fängt es an. Hier haben die migrantischen Vereine eine wichtige Aufgabe: Sie
müssen Eltern informieren und ihnen helfen. Ich finde, wir sollen nicht nur auf die
politischen Parteien sehen. Es bringt nicht viel, dass wir diskutieren: Wie viele
migrantische Menschen haben wir in den Parteien? Aber in der Gesellschaft sehe ich
sehr viel, wo man mitmachen und dabei sein kann.

EKIN DELIGÖZ: Also ich glaube, dass wir als Parteien eigentlich schon sehr gesehen
werden. Viele Kolleg:innen von mir sind nicht nur im Wahl-Kampf mit den Menschen im
Gespräch, sondern auch jeden Tag. In der deutschen Verfassung steht: Parteien haben
auch eine Aufgabe.

Sie sollen die politische Willens-Bildung des Volkes mitgestalten. Das heißt, Parteien
müssen die Menschen informieren, damit sie sich selbst ein Bild von Politik machen
können. Dazu sind Treffen mit Politiker:innen oder gute Nachrichten aus der Politik
wichtig, nicht nur die 10 Sekunden in den Nachrichten-Sendungen.
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Kann Wahl-Pflicht eine Lösung sein?
In Deutschland gibt es keine Wahl-Pflicht. Alle Wahl-Berechtigten können selbst
entscheiden, ob sie wählen gehen oder nicht.

EKIN DELIGÖZ: Ich bin sehr für die Freiheits-Rechte. Ich finde, Wahl-Recht ist ein Recht.
Und es gehört auch die Freiheit dazu, nicht zu wählen. Unser Gesellschafts-System ist so,
dass es eben nicht den einen Menschen gibt, der dir sagt, was du tun oder nicht tun
sollst. Auch das ist Demokratie.

SIGRID ROßTEUTSCHER: Ich unterstütze die Idee der Wahl-Pflicht nicht zu 100 Prozent,
aber zu 80 Prozent. Wir haben Steuer-Pflicht, wir haben viele verschiedene Pflichten.
Warum nicht die Pflicht, wählen zu gehen? Zur Wahl gehen hilft unserer Demokratie. Mit
einer Wahl-Pflicht kommt hoffentlich auch der Wunsch zu den Menschen, sich vor der
Wahl Informationen zu holen.

BARAN FAKIR: Wir dürfen nicht nur von einer Wahl-Pflicht reden. Sonst glauben die
Menschen, die Demokratie wird nur aus den Wahlen gemacht. Das stimmt aber nicht.
Das dürfen wir so nicht sagen. Wählen ist eine Entscheidung des eigenen Gewissens,
eine Meinungs-Freiheit. Dazu gehört auch die Freiheit zum Wählen „nein“ zu sagen.

 

Online-Diskussion
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Die Bundes-Politiker interessieren sich nur
für ihre eigenen Kontakte. Sie denken nicht
über junge Menschen nach, die so wie ich
wenig Chancen auf einen guten Job haben.
Deshalb hat es auch keinen Sinn, wählen zu
gehen.

Ali M.

Solange ich denken kann, war immer Angela Merkel
Kanzlerin. Sie steht für mich für Politik. Jetzt sehe ich
eine Chance für einen guten Wechsel. Deshalb
werde ich jetzt zum 1. Mal in meinem Leben wählen
gehen. Und ich bin schon 22 Jahre alt. 

Carmen V.

Vor Kurzem war ich an einem Informations-Stand 
der CDU/CSU, Ich wollte wissen, was die Partei zu 
Familien-Politik sagt. Ich habe mich dabei nicht gut 
gefühlt. Die Leute waren erstaunt, dass ich mich als 
junge Kopftuch-Trägerin für ihre Partei interessierte. 
Sie waren höflich, aber irgendwie auch mit einer Grenze.
 Sie haben gar nicht daran gedacht, dass ich auch eine 
Wählerin bin.

Amira S.

Junge Wähler:innen sagen:



QUAL DER WAHL - DEMOKRATISCHE PARTIZIPATION AUS SICHT MIGRANTISCHER FAMILIEN | 12

 

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, wie das Interesse für Politik auch bei Migrant:innen
wachsen kann. Eine Möglichkeit ist die Bildung. Das fängt im Kindergarten an. Wenn
Kinder mitbestimmen können über ihre eigenen Themen, dann ist das auch Demokratie.
Sie lernen, dass das Mitreden hilft. In der Schule gibt es die Fächer Politik und Sozial-
Kunde. Leider hat das Thema Politik in der Ausbildung von Erzieher:innen oder
Lehrer:innen keine wichtige Rolle. Hier ist es wichtig, das Thema Politik besser in die
Lehrer-Ausbildung zu bringen.

Dazu ist auch wichtig, dass junge Menschen schon ab 16 Jahren wählen können. Dann
denken nämlich viele junge Menschen noch in der Schule über diese Fragen nach:
Warum soll ich wählen? Und welche Partei passt für mich?

Neben der Schule gibt es in Deutschland noch die Landes-Zentralen und Bundes-
Zentralen für politische Bildung. Aber wer kennt sie? Wer holt sich hier Informationen?
Meist sind es nur Lehrer:innen oder Menschen, die sich sowieso für Politik interessieren.
Nur wenige Migrant:innen wissen, dass sich dort jeder ab 16 Jahren Informationen zu
Politik holen kann. Die meisten Angebote sind kostenlos.

Aber auch die politischen Parteien sind für politische Bildung verantwortlich. Das steht
so in der deutschen Verfassung. Die Parteien müssen sich ändern: Mehr Migrant:innen
sollen auch Abgeordnete sein, ihre Themen müssen in der Politik ankommen. Die
Menschen in Deutschland werden immer älter und auch immer bunter, sie kommen aus
vielen Ländern. 12,6 Prozent sind migrantische Wähler:innen, das ist eine große Zahl. 

Aber: Ist das genug? Wenn Familien der wichtigste Ort sind, wo über Politik geredet
wird, muss politische Bildung als erstes in den Familien anfangen. Das heißt: Das Thema
Politik gehört in die Familien-Bildung. Da ist bisher nicht genug gemacht worden. Es
braucht gute Ideen und gute Projekte. Familien müssen ihre Rechte kennen. Eine gute
Bildung und Hilfe bei der Erziehung ist auch wichtig. Aber noch dazu muss es eine
Beratung vom Staat geben, damit Migrant:innen ihre Rechte kennen und wissen: Wie ist
das politische System in Deutschland?

Familien müssen wissen, wie Politik in Deutschland funktioniert und wo sie mitmachen
können. Hier ist eine starke Zusammen-Arbeit mit Migrant:innen-Organisationen wichtig.
Sie kennen die Communities. So können sie einfach Angebote zur politischen Bildung
anbieten. Zum Wissen über Demokratie gehört dieses Wissen über die Gesetze, über das
Recht. Familien müssen ihre Rechte kennen, damit Eltern und ihre Kinder nach ihren
eigenen Rechten fragen können. Dazu gehört auch das Wahl-Recht.

Wie kommen Migrant:innen zu Politik?



Mein Thema ist die Haushalts-Politik. Das heißt, wie der Staat das Steuer-Geld verwendet.
Haushalts-Politik ist sehr schwer. Dafür braucht man sehr viel politisches Wissen und
Erfahrung. In meiner Freizeit bin ich Vize-Präsidentin des Kinderschutz-Bundes (DKSB),
Mitglied im Komitee von UNICEF Deutschland und im Verein "Gegen Vergessen und für
Demokratie".

In den Augen der meisten deutschen Bürger:innen bin ich und bleibe ich aber häufig eine
Migrantin aus der Türkei.

Heute lesen die meisten Menschen im Internet auf Wikipedia, wenn sie schnell etwas
wissen wollen. Dort finde ich unter „Migrant“ unter anderem diese Informationen: Ein
Migrant ist eine Person, die ihren Lebens-Mittelpunkt verändert. Das lateinische Wort
„migrare“ heißt: mit allen seinen Sachen an einen anderen Ort umziehen, um da zu
wohnen. Es ist aber immer eine Frage der Blick-Richtung. Aus Sicht des Herkunfts-Landes
sind Migranten Auswanderer, das Wort dafür ist Emigranten. Aus Sicht des Einreise-
Landes sind Migranten aber Einwanderer, das Wort dafür ist Immigranten. Oft wird auch
„Menschen mit Migrations-Hintergrund“ verwendet. Damit sind Migranten und ihre Kinder
und Enkel gemeint, egal welche Staats-Bürgerschaft sie heute haben.

Wenn das stimmt, muss ich immer weiter-wandern und komme nie an.

Geboren bin ich in der Türkei. Im Herbst 1979 bin ich mit meiner Mutter aus der Türkei
nach Deutschland gekommen. Als Gepäck hatten wir zwei Koffer. 

QUAL DER WAHL - DEMOKRATISCHE PARTIZIPATION AUS SICHT MIGRANTISCHER FAMILIEN | 13

 

Einen Koffer mit den Dingen für jeden Tag und einen Koffer voll mit Kinder-Büchern.
Diese Bücher waren damals in der Türkei verboten und sind heute lange vergessen.
Mein erstes Erlebnis in Deutschland war die Bahnhof-Straße in München. Dort
verkauften türkische Händler rechts und links Döner, Technik, Obst und Gemüse. Ich
sagte zu meiner Mama: „Dafür hätten wir den langen Weg nicht machen müssen!“

Von dort führte uns unser Weg in den Ort Senden in Bayern. Ich wurde Schülerin der
türkischen Klasse in der Grundschule Engelhard. Unsere Lehrer unterrichteten uns auf
Türkisch, nach dem türkischen Lehrplan, in einem eigenen Teil der Schule. Sogar der
Pausen-Hof war nach türkischen und deutschen Schülern getrennt. Ich erinnere mich,
wie wir am Zaun standen. Wir wollten die deutsche Welt auf der anderen Seite zu sehen.
Wir waren Zaun-Gäste, dieses deutsche Wort passt hier sehr gut. Die einen waren
drinnen und wir anderen waren draußen. Ich wollte aber unbedingt dazu gehören und
nicht draußen bleiben.

Von Zäunen und Bäumen
Ekin Deligöz
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Ich wollte ein Teil dieser bunten Welt sein. Meine Mutter meinte, dann muss ich Deutsch
lernen. Also lernte ich Deutsch, mit den Wörter-Büchern von Langenscheidt und dem
Kinder-Fernsehen „Sendung mit der Maus“. Es waren Stunden mit vielen Tränen, Frust
und harter Arbeit. Aber der Lohn war: damit öffnete sich für mich die Tür, eine Chance.
Nach einem halben Jahr wechselte ich in eine deutsche Klasse. Ich begann Deutsch zu
reden, zu denken und zu leben. Das hat mein Leben verändert und ich konnte neue
Erfahrungen machen. Ich lebte in einer anderen Welt, die mich von meinen türkischen
Freunden wegbrachte. Ich musste mich für eine Seite entscheiden, denn dazwischen war
ein Zaun. Das machte mich einsam.

Mein Weg führte mich auf das Gymnasium. Dort gab es keinen Zaun mehr. Die
Einsamkeit war weg. Ich war zwar die einzige Türkin in der Klasse, aber das war
irgendwie egal. Ich war ein ganz normales Mädchen, eine Schülerin. Ich gehörte dazu
und glaubte endlich angekommen zu sein. Eine ganz normale Schul-Zeit in einer ganz
normalen Kleinstadt-Schule begann.

Ich erinnere mich gerne an die Arbeits-Gruppe Umwelt an unserer Schule. Ein Biologie-
Lehrer konnte uns gut begeistern. Jedes Jahr wandern Frösche von einem Wasser zum
anderen. Dabei laufen sie auch über Straßen und werden überfahren. Wir wollten die
Frösche retten, die auf der Straße hinter unserer Schule waren. Also suchten wir mit
Gummi-Stiefeln, Eimern, Plastik-Handschuhen und Taschen-Lampen im Dunkeln die
Frösche. Wir setzten die Frösche in unsere Eimer und trugen sie auf die andere Straßen-
Seite. Rede ich wie eine typische, grüne Politikerin von der Rettung der Frösche? Ja
genau, aber so habe ich mein ökologisches Gewissen gefunden! Nicht als Migrantin oder
Ausländerin, sondern als eine von vielen Schülerinnen.

Ich hatte eine normale Kindheit. Ich habe aber gelernt, dass diese Kindheit nur möglich
war, weil es Menschen gab, die keinen Unterschied gemacht haben. Für sie war es nicht
wichtig, aus welchem Land ich kam. Sie haben auf das gesehen, was ich kann. 

Die Schule war also eine gute Vorbereitung auf meinen Beruf als Politikerin!

Der deutsche Soziologe Max Weber schreibt, dass für Politiker:innen drei Dinge
besonders wichtig sind: Leidenschaft, Verantwortungs-Gefühl und Augen-Maß.
Leidenschaft und das Übernehmen von Verantwortung habe ich mitgebracht. Augen-
Maß heißt: Dinge und Situationen gut bewerten können. Das Augen-Maß musste ich
noch lernen. 

Ich war ein ganz normales Mädchen, aber ich war trotzdem anders als die anderen. Ich
hatte zwei Welten.

1

1 Weber, Max (1926): Politik als Beruf, Ausgabe Reclam, Stuttgart 1992, S. 61f.
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Als Türkin wurde ich von den anderen in der türkischen Gemeinschaft für eine
„Verlorene“ gehalten. Sie haben nicht verstanden, warum ich in die Schule ging, statt mit
Putzen Geld zu verdienen. Ich war in ihren Augen fremd geworden. Da hat es auch nicht
gezählt, dass ich mich dank der Bildung meiner Mutter in der türkischen Kultur gut
auskannte und sehr gut türkisch sprechen konnte. In ihren Augen war ich eine, die
deutsch sprechen konnte, die mit den „Schweine-Fressern“ zusammen war, vielleicht
selbst Schweine-Fleisch gegessen hat. So wurde ich fremd in der türkischen
Gemeinschaft. Auf den Festen tanzte man nicht mit mir, auf der Straße grüßte man mich
nicht. Mit mir spielte man nicht. Ich gehörte nicht mehr dazu.

Damit konnte ich leben, denn sie brauchten mich als Übersetzerin. Ich hatte viele
verschiedene Aufgaben: beim Lernen oder den Hausaufgaben für die Schule helfen,
kostenlose Übersetzerin auf dem Amt, beim Arzt oder Hilfe beim Ausfüllen von
Formularen. Ich war mit meiner Hilfe da. Dafür nahm ich mir die Freiheit, in die Schule zu
gehen. Ich musste nicht dazu gehören. Ich gehörte in der Schule dazu, so dachte ich.

Einmal schrieb ich für die Schule eine Hausarbeit. Das Thema war: Argumente für und
gegen den Bau einer Müll-Verbrennungs-Anlage. Ich bekam die Note 5. Ich ging zu
meinem Lehrer und sagte, die Note ist nicht ok. Er sagte zu mir: „Türken gehören nicht
auf das Gymnasium und du nicht hierher. Ich meine es nur gut mit dir.“ Das war so
ungerecht! Diese Ungerechtigkeit blieb und sie wurde zu Wut.

Da war er wieder, der Zaun. Ich gehörte nicht dazu. Nur diesmal gehörte ich zu keiner
Seite. Dabei war ich nur eine Schülerin, ein junges Mädchen. Ich wollte lernen, ich war
neugierig. Aber vor mir gingen viele Türen zu. Gab es denn gar keinen Platz für mich?

Dieser Lehrer, der dachte er meint es gut mit mir, hat mir das wirkliche Leben gezeigt.
Denn dieses Beispiel hat mir gezeigt, wie ich mit Augen-Maß messen muss.

Ich war deshalb vorbereitet, als ich für mein Studium eine Wohnung gesucht habe. Beim
Ansehen der Wohnung kam die Frage: „Wie, ich dachte da kommt eine Studentin, jetzt
kommt eine Türkin?“ Ich war vorbereitet, als ich bei meiner Einbürgerung gefragt wurde,
ob ich schon mal was von einer Verfassung gehört habe. Ich war auch vorbereitet, als
mich viele Mord-Drohungen und Fatwas (ein islamischer Urteils-Spruch) erreichten. Sie
kamen, weil ich für Frauen-Rechte im Islam und gegen das Tragen von Kopf-Tüchern bin.

Ich war vorbereitet auf die vielen, kleinen Formen des Rassismus, den viele ja nicht „so
meinen“. Es sind tausende kleine Stiche. Sie tun immer wieder weh und machen uns das
Leben schwer und uns müde. Mein Gegen-Mittel ist Mut. Für alle Generationen von
Migranten-Kindern, die nach mir kommen. Denn sie sollen als selbst-bestimmte und
selbst-bewusste Bürgerinnen und Bürger dieses Landes groß werden: Als Demokraten in
einem Rechts-Staat, die an das Gute glauben, froh und mutig in die Zukunft sehen. Sie
sollen die Chance bekommen selbst zu bestimmen, wer sie sind und wohin sie gehören.

1
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Verantwortung, Leidenschaft und Augen-Maß machen mich mutig und stark in schweren
Situationen.

Ich bin eine Politikerin, die fest an ihre Ziele glaubt: Brücken bauen, Zäune wegreißen,
Türen aufmachen. Ich kämpfe dafür, dass unsere Gesellschaft zusammen-hält. Eine
Gesellschaft, in die ich mich früher selbst hinein-kämpfen musste. Ich arbeite, damit es
nicht mehr „die da drinnen und die draußen“ gibt. Ich will diese Gesellschaft mitgestalten
und verändern. Wir müssen aus unseren Fehlern lernen.

Die wichtigste Aufgabe ist doch, dass wir eine Gesellschaft für alle werden. Jeder Mensch
soll die gleichen Chancen in der Bildung und im Beruf bekommen. Diese Chancen
müssen wir hinbekommen und die Vor-Urteile überwinden. Dabei spielt Bildung eine
sehr große Rolle und die Schulen haben eine große Verantwortung.

Mein Deutschlehrer hat mir ein Gedicht in mein Poesie-Album eingetragen. Mit diesem
Gedicht wollte er mir etwas sagen. Er wusste damals, was ich noch nicht wusste: Dass
auf meinem Weg mehr Steine liegen werden als auf den Wegen meiner Mitschülerinnen
und Mitschüler.

Der Pflaumenbaum (Bert Brecht)

Im Hofe steht ein Pflaumenbaum,
Der ist so klein, man glaubt es kaum.
Er hat ein Gitter drum, so tritt ihn
keiner um.

Der Kleine kann nicht größer wer’n,
Ja – größer wer’n, das möcht’ er gern!
’s ist keine Red davon:
Er hat zu wenig Sonn’.

Dem Pflaumenbaum,
man glaubt ihm kaum,
Weil er nie eine Pflaume hat.
Doch er ist ein Pflaumenbaum:
Man kennt es an dem Blatt.

Danke an alle, die den Baum in mir gesehen haben und in ihren Schülerinnen und
Schülern immer wieder sehen.

Dieser Text hat freundlicher-weise Ekin Deligöz für uns geschrieben.
Inge Naundorf hat den Text in einfache Sprache übersetzt.

1



QUAL DER WAHL - DEMOKRATISCHE PARTIZIPATION AUS SICHT MIGRANTISCHER FAMILIEN | 17

 

Migrantische Wähler:innen sind 12,2 Prozent der Wahl-Berechtigten.

Eine Studie von Citizens For Europe zeigt: Bei der Bundestags-Wahl 2021 konnten
Migrant:innen in 56 % der Wahl-Kreise mit ihrer Erst-Stimme über das Direkt-Mandat
entscheiden. Diese Zahl wird in den nächsten Jahren höher. Es gibt immer mehr
migrantische Kinder und Jugendliche in deutschen Groß-Städten. In einigen Städten sind
es mehr als 60 Prozent. Migrantische Wähler:innen können also eine Wahl entscheiden -
und damit die Themen einer Einwanderungs-Gesellschaft. Dazu kommen noch die
Bürger:innen, die nicht wählen dürfen, weil sie keine deutsche Staatsbürgerschaft haben.
2021 sind das in Deutschland 9,7 Millionen Erwachsene. So werden die Themen der
Migrant:innen für die Demokratie in Zukunft sehr wichtig sein.

Wer steht für die Interessen von Migrant:innen? Spielen die Themen der
Einwanderungs-Gesellschaft eine Rolle in den Partei-Programmen?

Wir haben den politischen Parteien unsere Fragen geschickt:

Was wollen die Parteien tun, damit migrantische Kinder in der Bildung keine Nachteile
haben? Diese Nachteile wurden durch Corona sogar noch schlechter.

Was planen die Parteien, damit es keine Diskriminierung und keinen Rassismus mehr in
Deutschland gibt? Wie werden Migrant:innen davor geschützt?

Was tun die Parteien, damit migrantische Familien leicht Familien-Leistungen bekommen
können wie Kindergeld, KindergeldPlus oder Elterngeld?

Wie kann das Einbürgern leicht gemacht werden und wollen das die Parteien? Wie
können Migrant:innen 

Wie denken Parteien über die doppelte Staatsbürgerschaft?
Beispiel: Jemand ist deutscher UND griechischer Staatsbürger.

Was sagen sie zu Familien-Nachzug, wenn ein Mensch in Deutschland lebt und arbeitet
und seine Familie nachholen will?

Wo hat Mehr-Sprachigkeit ihren Platz, in der Schule, bei der Arbeit, am Amt …?

Das alles sind wichtige Themen für Familien, die aus aller Welt kommen und hier in
Deutschland leben.



Migrantisches Familien-Leben in Deutschland
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die doppelte Staats-Bürgerschaft und eine leichte Einbürgerung!
eine anonyme Bewerbung für den Job, damit alle die gleiche Chance bekommen.
Anonym heißt: ohne Informationen zu Frau/Mann, deutsch/migrantisch, alt/jung …
Mit Quoten gibt es eine gute Mischung. Eine Quote ist eine bestimmte Zahl, die
sagt, wie sich eine Gruppe aufteilt. Beispiel: 50 % der Lehrer:innen sollen Männer
sein, oder 30% der Busfahrer:innen aus einem anderen Land kommen. Diese Zahl
ist die Quote. Es gibt auch noch andere Möglichkeiten, wie es zu einer kulturellen
Vielfalt kommt. Davon wollen wir noch mehr!
Alle Firmen, Vereine oder Ämter sollen kritisch hinsehen: Haben bei uns alle
Menschen die gleichen Rechte? Behandeln wir alle gleich? Diese Fragen sind
überall dort wichtig, wo Menschen zusammenkommen. Eine multi-kulturelle und
welt-offene Unternehmens-Kultur muss normal sein!
einen schnellen Anfang im Arbeits-Leben für alle, die neu nach Deutschland
kommen. Zeugnisse, Berufs-Ausbildungen oder Berufs-Erfahrungen sollen schnell
und einfach auch in Deutschland gültig sein!
einen gemeinsamen Antrag für Familien-Leistungen, damit es für alle Familien
einfacher wird!

Für Familien ist wichtig, wie sie im Leben gut klar-kommen, wie und wo sie mitmachen
können. Migrantische Familien sollen genauso Teil unserer Gesellschaft sein wie
deutsche Familien. Dazu braucht jede Familie Kraft und Zeit, aber auch das Wissen
über die Rechte und über die Politik. Wir wollen:

WIR WOLLEN:



Den Optionszwang im Staatsangehörigkeitsrecht wollen wir abschaffen und
Mehrstaatigkeit anerkennen. Das Verbot der Mehrstaatigkeit wird den Realitäten in
Deutschland als Einwanderungsland nicht gerecht. Die Staatsangehörigkeit stellt ein
dauerhaftes Band rechtlicher Gleichheit, Teilhabe und Zugehörigkeit sicher. Wir
GRÜNE setzen uns für eine erleichterte Einbürgerung ein: Wer in Deutschland
geboren wird, soll die Möglichkeit erhalten, deutsche*r Staatsbürger*in zu werden,
wenn ein Elternteil rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat.
Für Menschen, die hier jahrelang leben und Teil dieser Gesellschaft geworden sind,
sollen Einbürgerungen früher möglich werden. Nach fünf Jahren Aufenthalt in
Deutschland sollen alle einen Antrag auf Einbürgerung stellen können. Die
vorgenommenen Aushöhlungen des Staatsangehörigkeitsrechts wollen wir
zurücknehmen. Hindernisse bei der Identitätsklärung, die nicht in der Hand der
Einzubürgernden liegen, dürfen ihnen nicht angelastet werden.

Rassismus und andere Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit sind tief in
unserer Gesellschaft, ihren Strukturen und Institutionen verwurzelte Probleme. Wir
sehen Maß-nahmen zur Gleichstellung von rassistisch diskriminierten Menschen als
notwendig an (BT-Drs. 19/24434). Deshalb wollen wir ein Partizipations- und
Teilhabegesetz vorlegen und darin Gleichstellungsmaßnahmen wie beispielsweise
verbindliche Zielvorgaben zur gleichberechtigten Teilhabe von strukturell
diskriminierten Menschen einführen. 
Um die Anzahl von Bewerbungen aus diskriminierten Gruppen zu erhöhen, soll eine
gezielte Ansprache in der Stellenausschreibung und gezielte Anwerbung erfolgen. Wir
GRÜNE wollen eine diversitätsorientierte und rassismuskritische Öffnung der
Verwaltung, von Behörden und gesellschaftlichen Institutionen, Vielfaltsbeauftragte
als Vertreter*innen von diskriminierten Menschen und eine diversitätsorientierte
Haushaltsbudgetierung einführen sowie das Bundesgremiengesetz reformieren. 

Wir GRÜNE setzen uns für mehr Teilhabemöglichkeiten für migrantische Familien ein.
Insbesondere wollen wir ein flächendeckendes Netz von Migrationsberatungsstellen
schaffen und diese finanziell und strukturell absichern. So wollen wir zeitlich
unbefristete bedarfsorientierte, individuelle Grundberatungsangebote für
Migrant*innen mit Unter-stützungsbedarf, gerade auch für Familien, schaffen. Ein
solches breites Beratungsangebot ist insbesondere wichtig, um einen
unterschiedslosen Zugang zu Sozialleistungen sowie zu Kitas, Bildungseinrichtungen,
Ausbildung und Arbeit, Wohn-raum, Gesundheitsfürsorge zu gewährleisten. Auch auf
europäischer Ebene wollen wir einen kommunalen Integrationsfonds auflegen, um
europaweit das Ankommen in den Kommunen direkt zu unterstützen und
zivilgesellschaftliche Unterstützungsstrukturen zu fördern. Außerdem treten wir dafür
ein, dass alle neu ankommenden Migrant*innen von Anfang an ein Recht auf einen
kostenfreie Sprach- und Integrationskurse haben. 
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Wir stehen für eine klare Einbürgerungsperspektive für Zuwanderer, die schon über
Jahre bei uns leben, arbeiten und gut integriert sind. Wir halten es für wichtig, dass
gut integrierte Zuwanderer mit der Einbürgerung alle staatsbürgerlichen Rechte und
Pflichten erhalten. Vereinfachte Verfahren oder verkürzte Fristen sind aber nicht
geplant. CDU und CSU setzen sich weiterhin dafür ein, dass Mehrstaatigkeit
grundsätzlich vermieden wird und nur im Ausnahmefall möglich sein sollte.
Chancengerechtigkeit soll es in der gesamten Gesellschaft geben – in der Wirtschaft,
in der Bildung und auch im öffentlichen Dienst. Wir werben dafür, dass sich mehr
junge Menschen für eine berufliche Laufbahn im öffentlichen Dienst entscheiden.
Dies stärkt auch die Identifikation von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte mit
unserem Staat. Die Vielfalt unserer Gesellschaft soll auch im öffentlichen Dienst
sichtbar sein.
CDU und CSU wollen die Familienleistungen für alle Leistungs-berechtigten bündeln
und vereinfachen. Sie sollen automatisiert, digital und aus einer Hand Familien zur
Verfügung stehen. Geburtsurkunde, Kindergeld, Elterngeld und Kinderzuschlag sowie
das Bildungs- und Teilhabepaket sollen digital beantragt werden können. Wir wollen
es so unbürokratisch und einfach wie möglich machen, Familienleistungen zu
bekommen. Leistungen müssen, wo immer möglich, automatisiert erfolgen. Familien
mit Migrationsgeschichte wollen wir durch gezielte Informations- und
Sprachförderungsmaßnahmen besser unterstützen.

Die Einbürgerungszahlen in Deutschland stagnieren seit Jahren. Ein Hauptgrund
dafür ist das Festhalten am Prinzip der Vermeidung der Mehrstaatigkeit. Wir wollen
das Staats-angehörigkeitsrecht umfassend zu modernisieren. DIE LINKE. fordert
Mehrfachstaatsangehörigkeiten infolge einer Ein-bürgerung oder aufgrund der
Geburt in Deutschland zu akzeptieren und die Pflicht zur Aufgabe der bisherigen
Staatsangehörigkeit aus dem Staatsbürgerschaftsrecht zu streichen. Auch bisherige
Einbürgerungsvoraussetzungen, wie Anforderungen zu Einkommens- oder
Sprachnachweisen stellen erhöhte Anforderungen dar, die einer gleichberecht-igten
Teilhabe der hier lebenden Menschen mit Migrations-geschichte im Wege stehen.
Die LINKE. setzt sich für eine umfassende 50%-Quote auf allen Führungsebenen
innerhalb der Unternehmen ein. Dies beinhaltet Vorstände und Aufsichtsräte. Dazu
gehört auch eine Quote, um den Anteil von Menschen mit Migrationshinter-grund in
der öffentlichen Verwaltung entsprechend ihrem Anteil an der Bevölkerung zu
erhöhen, und ein Partizipations-rat, der in wichtige Entscheidungen in Wirtschaft,
Wissenschaft und Politik einbezogen wird. Natürlich wird man nicht alles mit Quoten
regeln können, da z.B. eine Repräsentanz mithilfe einer Quote von queeren
Menschen ein (Zwangs-)Outing voraussetzen würde, sollte hier mit proaktiven
Maßnahmen um queere Mitarbeiter*innen geworben und ein Klima der Vielfalt im
Unternehmen etabliert werden.
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Ferner fordern wir Maßnahmen, um Führen in Teilzeit zu normalisieren; inklusive
Ausbau der Möglichkeiten zum mobilen Arbeiten sowie familienfreundliche
Anwesenheits-reglungen, die auch binationale Partner*innenschaften und Familien
entlasten sollen. Ausländerrechtliche Voraussetz-ungen für den Erhalt von
Familienleistungen sind oft schwer zu verstehen. Die Fragen nach Beantragung
entsprechender Familienleistungen übernehmen die Einrichtungen der
Migrationsberatungen für Erwachsene Zuwanderer (MBE). Bundesweit wurden 2019
durch die MBE mehr als eine halbe Millionen Personen erreicht. Leider ist die MBE
seit Jahren unterfinanziert. Die von der Bundesregierung veranschlagten
Haushaltsmittel werden 2021 nicht ausreichen, um die weiter steigende Nachfrage
nach qualifizierter Migrationsberatung vor Ort zu befriedigen. DIE LINKE. hat für das
Haushaltsjahr 2021 eine Mittelerhöhung um 8 Mio. € gefordert.

Das deutsche Staatsangehörigkeitsrecht sollte im Fall einer Einbürgerung grund-
sätzlich auch die Mehrstaatigkeit zulassen. Ab der Enkelgeneration der Erst-
eingebürgerten sollten sich Menschen dann für eine Staatsangehörigkeit entscheiden
müssen, außer wenn mit dem Verlust der Aufgabe der zweiten Staatsangehörigkeit
rechtliche oder wirtschaftliche Nachteile verbunden sind, sie nicht auf sie verzichten
können oder es sich um die Staatsangehörigkeit eines EU-Mitgliedstaates handelt.
Wir fordern für Einwanderinnen und Einwanderer zudem einen vereinfachten Zugang
zur deutschen Staatsangehörigkeit nach insgesamt vier Jahren. Eine Niederlassungs-
erlaubnis soll bereits nach drei Jahren gewährt werden, wenn die Antragstellerin oder
der Antragsteller in dieser Zeit mit gültigem Aufenthaltstitel straffrei in Deutschland
gelebt hat und Sprachkenntnisse sowie die vollständige Deckung des Lebensunter-
haltes auch der Familie nachweisen kann.
Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit soll unabhängig vom Einwanderungs-
weg möglich sein, wenn zusätzlich ein Einbürgerungstest absolviert und das
Bekenntnis zur Rechtsordnung unseres Grundgesetzes abgelegt werden.
Wir Freie Demokraten setzen uns für mehr Vielfalt in Unternehmen sowie im
öffentlichen Dienst und in der Politik ein. Gesetzliche Quoten lehnen wir jedoch ab.
Für uns steht hier der gleiche Zugang zu öffentlichen Ämtern nach Eignung,
Befähigung und fachlicher Leistung im Vordergrund. Stattdessen fordern wir für die
Arbeitswelt ein ganzheitliches Diversity Management (Management der Vielfalt) als
Teil der ökonomischen Modernisierung. So schaffen wir gleiche Chancen für Aufstieg
durch Leistung – unabhängig von Geschlecht, Alter, ethnischer Herkunft,
Behinderung, sexueller Orientierung oder Religion. Gerade der Mittelstand soll bei
der Entwicklung von Konzepten unterstützt werden. Im öffentlichen Dienst sind die
Strukturen der Gleichstellungs- und Behindertenbeauftragten in ein ganzheitliches
Diversity Management einzubinden. 
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 Auch Transparenz der Maßnahmen für mehr Diversität und Talentmanagement in
Gleichstellungsberichten erhöht den öffentlichen Druck hin zu einem Kulturwandel in
Unternehmen, Wissenschaft und Verwaltung. 
Wir verstehen Vielfalt als Bereicherung und setzen uns für eine lebendige Partei- und
Diskussionskultur innerhalb der Freien Demokraten ein. Uns ist es daher wichtig, die
Vielfalt in unserer Partei zu stärken: Bei uns soll jedes Mitglied faire Chancen haben,
seine Talente in die Partei einzubringen und Verantwortung zu übernehmen. Dafür
wollen wir die Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Parteiarbeit vereinfachen, die
Nutzung von geeigneten Online-Beteiligungsmöglichkeiten erproben, moderne und
ansprechende Veranstaltungsformate entwickeln, sowie bestehende Formate
attraktiver und effizienter gestalten.

Wir Freie Demokraten wollen ein Kinderchancengeld. Es besteht aus: Grundbetrag,
Flexibetrag und nichtmateriellem Chancenpaket. Die Angebote für bessere Chancen,
Bildung und Teilhabe werden ausgeweitet und können von Kindern und Jugendlichen
selbstständig über ein Kinderchancenportal kinderleicht abgerufen werden. Das
Kinderchancengeld ist einfach, digital und ermöglicht echte Aufstiegschancen. 
Die Berechnung aller familienpolitischen Leistungen soll digitalisiert werden wie auch
die Beantragung von Elterngeld und anderen Leistungen. Wir wollen den Eltern den
Zugang zu Familienleistungen so einfach und schnell wie möglich machen. Eine
vollständig digital arbeitende Verwaltung und Bearbeitung der Anträge stellen eine
schnelle Auszahlung sicher. 

Wir Freie Demokraten wollen eine Integrationspolitik, die Vielfalt begrüßt und daher
Einwanderinnen und Einwanderer einlädt, Teil unserer Gesellschaft zu werden, ihnen
aber auch eine eigene Integrationsleistung abverlangt. 

Wir wollen die Chancen der Einwanderung für Deutschland nutzen, denn unser Land
ist auf Einwanderung angewiesen. Integration ist der Schlüssel dafür, dass
Einwanderinnen und Einwanderer zu einem Teil unserer Gesellschaft werden und zu
ihrem Gelingen beitragen. Deshalb wollen wir Integration – auch von Familien -
fördern: durch Angebote zum Erlernen unserer Sprache und unserer
Gesellschaftsordnung, Integrationspaten nach kanadischem Vorbild sowie
zusätzliche Integrationsmaßnahmen, die sich gezielt an Frauen, Kinder und Senioren,
aber auch an besonders schutzbedürftige Personengruppen richten.
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Unsere Gesellschaft des Respekts braucht ein modernes Staatsangehörigkeitsrecht.
Nachdem die SPD bereits dafür gesorgt hat, dass grundsätzlich alle in Deutschland
geborenen Kinder mit der Geburt auch deutsche Staatsbürger*innen sind, werden wir
zudem die generelle Möglichkeit von Mehrstaatigkeit gesetzlich verankern. Wir wollen
bestehende Hürden bei Einbürgerungen abschaffen und hierfür auch die geltende
Regelaufenthaltsdauer von bisher acht Jahren verkürzen. 
Wir unterstützen Programme, die eine vielfältige Kultur in Unternehmen und
Behörden fördern. 

Um Diskriminierung zu beseitigen und das arbeitsmarkt-politische Instrumentarium
an den spezifischen Bedürfnissen von Menschen mit Migrationsgeschichte
auszurichten, wollen wir anonymisierte Bewerbungsverfahren einführen, die der
Zielrichtung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes entsprechen. Die
mangelnde Gleichstellung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt trifft Frauen mit
Migrationsgeschichte besonders. Ihr Zugang zum Arbeitsmarkt muss durch gezielte,
niedrigschwellige Beratungsangebote verbessert werden. Arbeitsrechtliche
Diskriminierung von Frauen wegen ihrer ethnischen oder religiösen Herkunft muss
abgebaut werden. Zudem sollen im öffentlichen Dienst und in der Privatwirtschaft
Zielvereinbarungen, für einen höheren Anteil von Menschen mit
Migrationsgeschichte, getroffen werden. Der öffentliche Dienst muss dabei eine
Vorreiterrolle übernehmen.

Wir haben ein Konzept der Kindergrundsicherung entwickelt, das aus zwei zentralen
Bereichen besteht. Zum einen aus einer Infrastruktur, die gerechte Bildung und
Teilhabe für alle Kinder ermöglicht. Sie beinhaltet gute und beitragsfreie Kitas, ein
Ganztagsangebot für Schulkinder, eine soziale Infrastruktur für Kinder und
Jugendliche und freie Fahrt in Bus und Bahn im Nahverkehr sowie ein Recht auf
Mobilität vor allem für den ländlichen Raum. Die Kindergrundsicherung besteht zum
anderen aus einem neuen existenzsichernden, automatisch ausgezahlten Kindergeld,
das nach Einkommen der Familie gestaffelt ist – je höher der Unterstützungsbedarf,
desto höher das Kindergeld. Damit machen wir das Leben der Familien leichter, die es
besonders schwer haben. Wir stellen sicher, dass die Informationen über die
Kindergrundsicherung niederschwellig und mehrsprachig vorgehalten werden.



 

Bildung & Vielfalt 
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Angebote in der Bildung und bei Beratungen muss für alle gleich gut sein, egal
aus welcher Familie jemand kommt!
Für Kitas gibt es das Gute-Kita-Gesetz. Ab 2026 kommt das Recht auf die
Ganztags-Schule. Kitas und Schulen sollen eine gute Qualität für ALLE Kinder
haben! 
Jeder Mensch kann seine Sprache sprechen und in seiner Kultur leben, ohne
Nachteile zu haben!
Schulen und Kitas müssen mitdenken, dass viele Familien zwei Sprachen
sprechen!
Migrantische Familien-Sprachen gehören auch in den Sprachen-Unterricht an der
Schule!
Migration und Kolonialismus sind wichtige Themen. Sie müssen einen Platz in
der politischen Bildung und im Themen-Plan für die Schulen bekommen!

Eine gute Bildung bringt mehr Geld und ein besseres Leben. Bildung und Beratung
ist aber nicht für alle Familien gleich. Es ist noch immer so, dass Kinder aus wenig
gebildeten Familien nicht die gleiche Chance haben wie Kinder aus gebildeten
Familien. Es ist eine Frage, wo man herkommt. Bildung gibt es meistens nur in einer
Sprache, obwohl heute viele Familien zwei Sprachen sprechen. In der Bildung spielt
es keine Rolle, was Kinder bereits an Wissen mitbringen, wenn sie sich in
verschiedenen Welten bewegen. Wir wollen:



 

Alle Menschen sollen die gleichen Chancen haben und aktiv die Gesellschaft
mitgestalten können. Antirassismus, Antidiskriminierung und Postkolonialismus
wollen wir in Lehrplänen verankern. Kinder und Jugendliche müssen vor
Diskriminierung geschützt sein. Sie brauchen dafür Ansprechpersonen und Angebote
zu Antidiskriminierung, Diversität und Demokratieverständnis. Rassismuskritische
Kompetenz soll als Teil von Diversity Kompetenzen für Beschäftigte der öffentlichen
Verwaltung insbesondere durch Fortbildungen vermittelt werden und bei der
Beurteilung der Beschäftigten und Bewerber*innen berücksichtigt werden. Wir wollen
unabhängige Forschung zu Antirassismus und anderen Formen gruppenbezogener
Menschenfeindlichkeit sowie die Erhebung von Antidiskriminierungsdaten fördern,
um Benachteiligungsstrukturen sichtbar zu machen. Gemeinsam mit den Ländern
wollen wir die Rassismusforschung an Hochschulen stärken. Dafür braucht es eigene
Studiengänge, Lehrstühle und Forschungsinstitutionen.
Mehrsprachigkeit und Vielfalt sind in einem Einwanderungsland und für eine
Gesellschaft der Vielen ein großer Wert. Deshalb setzen wir GRÜNE uns für eine
Förderung und Erhalt der Muttersprache entlang der gesamten Bildungskette ein, so
dass kein Kind seine Muttersprache verstecken muss. Schulen mit besonderen
Herausforderungen wollen wir dabei unterstützen, systematische Vorsorgearbeit zu
leisten und deutsche wie auch muttersprachliche Sprachfertigkeiten zu fördern.
Mehrsprachigkeit begreifen wir dabei als Reichtum und nicht als Defizit. Außerdem
treten wir dafür ein, dass alle neu ankommenden Migrant*innen von Anfang an ein
Recht auf kostenfreie Sprach- und Integrationskurse haben.
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CDU und CSU wollen die politische Bildung in allen Jahrgangsstufen der allgemein-
bildenden und beruflichen Schulen stärken. Unsere rechtsstaatlich verfasste,
freiheitliche, plurale und repräsentative Demokratie ist nicht selbstverständlich. Sie
muss stets aufs Neue erlernt, gelebt und verteidigt werden. Dazu brauchen wir
überzeugte Demokratinnen und Demo-kraten, die sich den komplexen Anforderungen
der Welt im 21. Jahrhundert stellen. Für den Erwerb von Mehrsprachigkeit ist uns
zunächst der frühe Erwerb der deutschen Sprache ein wichtiges Anliegen. Wir werden
den Erwerb der deutschen Sprache so früh wie möglich fördern, insbesondere durch
verbindliche, fortlaufende und standardisierte Diagnoseverfahren. Ab einem Alter von
drei Jahren kommen verbindliche Sprachstands-Tests mit qualitativ wirksamen
Sprachförderangeboten für alle Kinder hinzu. Dort, wo ein besonderer Sprach-
förderbedarf festgestellt wird, muss eine verpflichtende, qualitativ wirksame und
durchgehende Sprachförderung in einer Kindertagesstätte oder Vorschule erteilt
werden. Für jedes dieser Kinder soll ein individueller Sprachförderplan erstellt werden,
der Förderziele, Dauer und Umfang der kon-kreten Maßnahmen neben der
durchgängigen, integrierten Sprachförderung umfasst. Jedes Grundschulkind muss
grund-sätzlich vor seiner Einschulung der deutschen Sprache mächtig sein, um dem
Unterricht von der ersten Klasse an folgen zu können. Das ist auch die Grundlage für
den Erwerb anderer Sprachen.
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Gesellschaftliche Vielfalt in der Bildung sollte kein Randthema sein, sondern gelebter
Alltag. Dies muss sich auf allen Ebenen des Bildungssystems widerspiegeln: in den
Unterrichtsinhalten sowie der Unterrichtsorganisation, in der Ausbildung der
Lehrenden und in der Zusammensetzung des Personals. Wir sehen die
Mehrsprachigkeit bei Lernenden mit Migrationshintergrund als eine Bereicherung
und eine Chance, die von den Bildungseinrichtungen anerkannt und für
gemeinsames Lernen genutzt werden soll. In den Lehrplänen muss sich die Vielfalt
der Lebensentwürfe und die der (sozialen und kulturellen) Hintergründe von Kindern
und Jugendlichen wider-spiegeln. Interkulturelle und inklusive Bildung sollte Teil der
Lehrer:innenausbildung sein. Wir wollen eine Schule für alle: Eine
Gemeinschaftsschule, in der alle Kinder gemeinsam lernen, die kein Kind zurücklässt,
sozialer Ungleichheit ent-gegenwirkt und einen nachhaltigen Beitrag zur gegen-
seitigen Anerkennung und Wertschätzung leistet. 
Eine mehrsprachige Sozialisation wird in Deutschland nur bei ökonomisch als wichtig
erachteten Sprachen geschätzt. Wir sehen die Mehrsprachigkeit bei Menschen mit
Migrationshintergrund als eine Bereicherung und eine Chance, die von Bildungs-
einrichtungen anerkannt und für gemeinsames Lernen genutzt werden soll. Die
Muttersprache beim Erlernen weiterer Sprachen einzubeziehen ist wichtig, um in
diesen Sprachen einen sicheren Stand zu erwerben. Die Herkunftssprache soll bei
Prüfungen als erste oder zweite Sprache anerkannt werden. Wir betrachten Regional-
oder Minderheitensprachen als Ausdruck des kulturellen Reichtums und fördern ihr
Angebot in Schulen. 
Zudem fordern wir ein Programm, das vom Bund mitfinanziert wird und Aus- und
Weiterbildung von zusätzlichen Lehrkräften umfasst, die Deutsch als Zweitsprache
unterrichten, eine Erstausstattung an Schulbedarf für alle Kinder, zusätzliche Sprach-
und Alphabetisierungskurse auch für geflüchtete Erwachsene und Informationen zu
Berufsausbildungen, die 
für Geflüchtete in der Bundesagentur für Arbeit angeboten werden. 
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Wir Freie Demokraten fordern, dass jedes Kind mindestens ein Jahr vor der
Einschulung an einem Deutschtest teilnimmt. Werden Sprachdefizite zum Beispiel
durch Erzieherinnen oder Erzieher in Kitas und bei kinderärztlichen Untersuchungen
früh erkannt, können sie auch frühzeitig durch zielgerichtete Fördermaßnahmen
ausgeglichen werden. So können wir jedem Kind gerechtere Startchancen
verschaffen. Zudem fördern wir die altersgerechte Vermittlung von Fremdsprachen
im Kindes-alter durch entsprechende pädagogische Konzepte. 
Das Potential von Kindern, spielerisch Sprachen zu erlernen, wollen wir stärker
fördern. 

Auch wollen wir die Autonomie der Schulen stärken und den Schulen mehr
pädagogische, personelle und finanzielle Freiheiten geben. 
Jede Schule soll ein eigenes Budget erhalten, über dessen Verwendung sie autonom
entscheidet. Im Rahmen der Schulautonomie kann der Unterricht zum Beispiel in
einem modularen System organisiert und so individuell auf die einzelne Schülerin
oder den einzelnen Schüler zugeschnitten werden. 
Durch die pädagogische Freiheit können Schulen eigene Profile und Schwerpunkte
als Musik- und Sportleistungsschulen oder Vorreiterschulen für Digitalisierung,
Mädchenförderung, Inklusion und Integration oder demokratische Beteiligung
entwickeln. Schulen vor Ort wissen am besten, wie sie die Talente ihrer Schülerinnen
und Schüler entfalten.

Wir Freie Demokraten wollen den herkunftssprachlichen Unterricht an Schulen
besser fördern. Darin sehen wir eine große Chance für die Verbesserung der
Sprachkenntnisse von Migrantinnen und Migranten. Deshalb ermutigen wir die
Schulen und Schulträger, verstärkt herkunftssprachlichen Unterricht anzubieten. Von
den Ländern fordern wir klare und attraktive Rahmenbedingungen für die Ausbildung
von Lehrerinnen und Lehrern. Dabei ist auch das Engagement Ehrenamtlicher besser
zu nutzen und sind Lehr- und Lern-willige auch außerhalb des Schulbetriebs in
Sprachkursen zusammenzubringen. Herkunftssprachlicher Unterricht hilft auch beim
Erlernen der deutschen Sprache und ist damit ein Motor der Integrationspolitik.
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Bildung entscheidet maßgeblich über eine erfolgreiche gesellschaftliche Teilhabe im
Lebensverlauf. Bildung liegt zwar zum ganz überwiegenden Teil in der Zuständigkeit
der Bundesländer. Aber in in unserem Zukunftsprogramm für die kommende
Bundestagswahl stellen wir klar: „Im Rahmen der Kultusministerkonferenz (KMK)
muss der Bund sicherstellen, dass Lehrpläne und Schulbücher Rassismus kritisch
sind und entsprechende bindende Standards müssen für die Bundesländer
entwickelt werden.“ Zudem wollen wir auf Bundesebene ganz rasch etwas gegen die
Folgen durch die Einschränkung des Präsenzunterrichts während der Pandemie
unternehmen. Hier droht sich die Verbindung von Bildungserfolg und Familien-
hintergrund zu verfestigen und Bildungsbenachteiligungen zu verstärken. Aus
diesem Grund starten wir die Bundesinitiative Chancengleichheit in der Bildung.
Durch ein Bundesprogramm für Schulsozialarbeit werden den Kommunen Mittel zur
Förderung von Chancenhelfern an 
jeder Schule bereitgestellt.

Für uns ist die vorhandene Mehrsprachigkeit ein großes Potenzial, das es zu nutzen
gilt. Zudem wissen wir, mehr-sprachige Angebote unterstützen Menschen bei der
Bildung ihrer Identität. Bei Mehrsprachigkeit ist es ausschlaggebend die
Familiensprache des Kindes in den Sprachlernprozess in unseren
Bildungseinrichtungen einzubeziehen und auch die Schriftsprache in der
Familiensprache zu fördern. Der Ausbau der Muttersprachen ist für den Erwerb der
Zweitsprache Deutsch eine wichtige Brücke.



Ein Visum für Familien-Nachzug muss an erster Stelle stehen!
Der Sprach-Nachweis vor Einreise muss weg! Der Familien-Nachzug soll möglich
sein, auch wenn man nicht Deutsch kann. 
Ein einfaches, schnelles Besuchs-Visum für unverheiratete Partner*innen und
Familien-Angehörige aus Dritt-Staaten!
Transparentes Online-Visum! So kann jeder sehen, wie und wer über das Visum
entscheidet und wo der Antrag gerade ist. 

Heute ist es normal, dass die Menschen in der ganzen Welt reisen. Das verändert
auch die Familien. Immer mehr Menschen finden ihre Partner:innen in einem
anderen Land. Wer nicht aus einem Land der Europäischen Union (EU) kommt, also
aus einem so-genannten Dritt-Staat, hat es schwer. Familien und Paare mit
Partner:innen aus Dritt-Staaten müssen viele Anträge stellen und mit einer langen
Warte-Zeit rechnen. Erst dann können sie ein gemeinsames Leben in Deutschland
führen. Paare und Familien haben ein Recht auf ein gemeinsames Leben. In
Deutschland schützt das Grund-Gesetz auch die Ehe und die Familie. Viele Menschen
aus Dritt-Staaten brauchen aber ein Visum. Das macht Familien-Besuche in
Deutschland schwer oder unmöglich. Wir wollen:
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Migration ist Familien-Sache



Familien gehören zusammen und das Kindeswohl hat oberste Priorität. Wir GRÜNE
stehen für den besonderen Schutz der Familie gemäß Grundgesetz, VN-
Kinderrechtskonvention und Europäischer Menschenrechtskonvention ein. Zudem
setzen wir uns dafür ein, dass die Einreise von Familien und unverheirateten Paaren
unbürokratisch ermöglicht wird. Deshalb haben wir gefordert, dass z.B. die
einschränkenden Maßnahmen während der COVID Pandemie regelmäßig überprüft
werden. An deutschen und europäischen Botschaften braucht es mehr Personal und
die Möglichkeit, digital Anträge zu stellen, um die Wartezeiten für Visa von
Familienangehörigen zu verkürzen. Wir fordern zudem, die Einschränkungen beim
Familiennachzug zu Geflüchteten wieder aufzuheben und den Geschwisternachzug
zu ermöglichen. Auch Menschen mit subsidiärem Schutzstatus müssen deshalb ihre
Kernfamilien ohne die bisherigen Einschränkungen nachholen können und mit
Geflüchteten gleichgestellt werden. Wir setzen uns dafür ein, dass Familien
gemeinsam in Deutschland leben und/oder sich besuchen können. Das gilt natürlich
auch für Partner*innen, die nicht verheiratet sind. Mit einem sogenannten
„Heiratsvisum“ kann man bereits nach geltender Rechtslage nach Deutschland
einreisen, wenn alle Unterlagen beim Standesamt vorliegen, um zu heiraten. Wir
GRÜNE wollen das Recht, ein Visum zum Zwecke der Eheschließung zu erhalten,
stärken und in der Praxis einfacher gestalten.
Sprachkenntnisse sind uns wichtig, da sie Schlüssel für Partizipation und Teilhabe
sind. Wir wollen die Möglichkeiten, Deutschsprachkenntnisse im Ausland zu
erwerben, stärken. Eine Einreise sollte nicht an fehlenden Sprachkenntnissen
scheitern. Sprache erlernt man am besten dort, wo sie gesprochen wird. Deshalb
sollen alle neu ankommenden Ge-flüchteten und Migrant*innen von Anfang an ein
Recht auf Sprach- und Integrationskurse haben. Wir GRÜNE wollen niederschwellige
Programme für Schüler*innen, Auszubildende, Studierende, Aufenthalte als
Freiwillige, Au-pairs oder zum Erlernen der deutschen Sprache fördern. Gerade wenn
es einen Anspruch auf einen Aufenthalt in Deutschland gibt, wie beim
Familiennachzug, müssen Hürden bei der Einreise abgebaut werden. Deshalb haben
wir uns beim Ehegatten- und Familiennachzug gegen die Einführung einer
Sprachnachweiserfordernis ausgesprochen. Bis zu ihrer Abschaffung muss von den
bestehenden Ausnahmen zur Sprachnachweispflicht großzügig Gebrauch gemacht
werden.
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CDU und CSU lehnen eine Ausweitung des Familiennachzugs über die heute
bestehenden Regelungen hinaus ab. 
CDU und CSU haben nicht vor, Sprachnachweise vor Einreise abzuschaffen.
Voraussetzung für eine gelingende Integration 
ist ein Bekenntnis zu Deutschlands grundlegenden Werten und Normen, seiner
Verfassung, seinen Gesetzen, seinen Institutionen, seiner Geschichte, Sprache und
Kultur. Wir haben die Erwartung, dass die zu uns kommenden Menschen unsere
Werte teilen, sich an unsere Gesetze halten und unsere Sprache sprechen. Sprache
hat überragende Bedeutung – für die gleichberechtigte Teilhabe, aber auch für die
Identifikation mit unserem Land und unserer Kultur. Wir wollen den Spracherwerb
beschleunigen und setzen dabei vermehrt auf digitale, flexible und zielgruppen-
spezifische Angebote. 
Eine Änderung der bestehenden Möglichkeiten, ein Visum zur Eheschließung zu
erhalten, haben wir nicht geplant.

Ehe und Familie genießen einen besonderen grund- und menschenrechtlichen
Schutz. Wir befürworten Visa für Einreisen zwecks Familiennachzugs oder
Eheschließung für unverheiratete Partner:innen und Familienangehörige aus
Drittstaaten in die Liste triftiger bzw. dringender Einreise-gründe aufzunehmen . 
Wir sind für die Abschaffung der Sprachnachweise im Ausland als Voraussetzung des
Ehegattennachzugs, da die Sprache in Deutschland schnell und leichter gelernt
werden kann. Zur vorgegebenen Zielsetzung (Bekämpfung von Zwangsheiraten,
Förderung der Integration) trägt sie nichts bei – im Gegenteil. Sie führt dazu, dass
etwa 12.000 Ehegatten im Jahr wegen eines nicht bestandenen Deutsch-Tests
voneinander getrennt bleiben, obwohl alle Nachzugsvoraussetzungen vorliegen.
DIE LINKE. fordert umfassende Visaliberalisierungen und soweit wie möglich eine
Aufhebung der Visumpflicht. Allzu oft führt eine unzureichende Personalausstattung
in den Visa-stellen zu wochenlangen Wartezeiten. Kundenfreundliche Verfahren und
gesetzliche Spielräume zur erleichterten Visa-erteilung müssen eingehalten werden.
Dabei befürworten wir im Grundsatz ein „Verlobten Visum“, welches Paaren vor der
Eheschließung einen ausreichenden Zeitraum einräumt, um in vorehelicher
Partnerschaft vor Ort ein Zusammenleben zur Eheschließung für sich abwägen zu
können.
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Wir Freie Demokraten wollen ein Einwanderungsrecht aus einem Guss in Form eines
zusammenhängenden Einwanderungsgesetzbuches schaffen und darin auch das
Aufenthalts- und Asylrecht umfassend neu regeln. So sollen 
die bisherigen Rechtsunsicherheiten beseitigt werden. Darüber hinaus setzen wir uns
allgemein für die Erleichterung von Visa-Verfahren und eine Digitalisierung aller
möglichen Teilphasen des Visa-Vergabe-Prozesses ein. Insbesondere im Zusammen-
hang mit den weitreichenden pandemiebedingten Einreiserestriktionen hat sich
unsere Bundestagsfraktion wiederholt für eine faire und europaweite Regelung für
binationale Paare eingesetzt. (BT-Drucksache 19/23928).
Den Nachweis von Kenntnissen der deutschen Sprache vor der Einreise zu verlangen,
ist grundsätzlich richtig, denn Sprache ist das zentrale Element der Integration.
Bereits jetzt gibt es zahlreiche Ausnahmen, wann auf einen Nachweis deutscher
Sprachkenntnisse verzichtet werden kann. Gleichzeitig setzen wir uns dafür ein,
bürokratische Hürden beim Einwanderungs- und Integrationsprozess sowie bei der
Arbeitsaufnahme in Deutschland abzubauen. 
Es ist bereits nach der aktuellen Rechtslage möglich, ein Visum zur Eheschließung in
Deutschland zu beantragen. Bei dem Verfahren muss das berechtigte Interesse der
künftigen Eheleute an einem geringen bürokratischen Aufwand und das Interesse an
einer Vermeidung möglichen Missbrauchs in Ausgleich gebracht werden. Auch
während der noch an-dauernden Pandemie hat sich die Fraktion der Freien Demo-
kraten im Deutschen Bundestag deshalb mit dem Antrag 
„Liebe ist kein Tourismus – Für eine faire und europaweite Regelung für binationale
Paare” (BT-Drs.: 19/23928) für die Vereinfachung der Einreise binationaler
Partnerinnen und Partner trotz pandemiebedingter Einreisebeschränkungen
eingesetzt.
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Wir wollen, das liebenden Menschen keine großen Steine in den Weg gelegt werden.
Ein Visum zur Eheschließung mit anschließen Daueraufenthaltsrecht zählen wir
hierzu. Das Erlernen der deutschen Sprache ist wichtig für ein gutes und schnelles
Zurechtkommen in Deutschland. Natürlich sind Deutschkenntnisse schon bei
Einreise sehr wünschenswert und für ein schnelles Ankommen sehr förderlich. Wir
wissen aber, dass es in manchen Ländern mitunter schwer ist, ein geeigne-tes
Sprachlernangebot zu finden. Zudem wissen wir, dass man am schnellsten und
nachhaltigsten die deutsche Sprache in Deutschland erlernt. Auch sind die
Integrationskurse gut ge-eignet für eine schnelle und alltagsgerechte
Sprachvermittlung. Deshalb wollen wir hierauf unseren Fokus legen.
Wir wollen, dass die Visavergabe digitaler und damit schneller und effizienter
durchgeführt werden können. Die Bundes-regierung arbeitet bereits an der
Digitalisierung der Visum-beantragung. Einwanderungswillige sollen ihren Antrag
und dazu gehörige Unterlagen künftig über das sog. Auslandsportal des Auswärtigen
Amts digital einreichen können. Die Pilotphase soll an ausgewählten
Auslandsvertretungen noch 2021 beginnen. 
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Warum ich in der Politik bin
Drei Beispiele aus Leipzig

"Seit 2010 lebe ich in Leipzig. Von Anfang an hatte ich persönlich und beruflich mit der
Verwaltung zu tun. Vom ersten Moment an dachte ich, dass viele Dinge besser werden
sollten. Ich habe daran gearbeitet, wichtige Ziele zu erreichen. Aber bald habe ich
gemerkt, dass es für eine einzelne Person schwer ist. Deshalb habe ich mich 2015 auf die
Wahl-Liste für den Migranten-Beirat setzen lassen. Bei der Arbeit für den Migranten-
Beirat und auch bei anderen ehrenamtlichen Arbeiten habe ich viele Politiker:innen
kennengelernt. Ich habe über die Parteien gelernt und was sie in Leipzig machen. Ich
komme aus einer sozial-demokratischen Arbeiter-Familie. Wir sind solidarisch und für ein
gemeinsames Europa. Als unabhängige Frau und Mutter habe ich mit der Zeit den Öko-
Feminismus für mich gefunden. Der passt gut zu mir."
Stadt-Rat Leipzig, Nuria Silvestre

"Dass Frauen in der Politik mitmachen, das ist für mich Inspiration. Nurias Arbeit im
Stadt-Rat hat mir einige meiner Ängste weggenommen. Vorher dachte ich, Politik ist nur
etwas für deutsche und weiße Männer. Ich fand es sehr gut, dass der Migranten-Beirates
ein wichtiger Berater in der Stadt ist. Ich habe auch dafür kandidiert und konnte im
Migranten-Beirat dabei sein. Ich habe viel gelernt über politische Arbeit und den Kontakt
mit den Stadt-Vertretern und Politikern. Man kann sagen, es war ein Crash-Kurs für mich.
Ich wollte auch ein aktives Mitglied in einer Partei werden. Dabei habe eine wunderbare
Gruppe von Menschen gefunden, mit der ich sehr gerne zusammen-arbeite. Ich glaube,
in Deutschland wird viel von Integration gesprochen, aber Integration ist keine Einbahn-
Straße. Ich finde politisches Einmischen wichtig, damit alle Bürgerinnen und Bürger in
einen fairen Austausch kommen.“
Podcast Reihe “Auf Integrationskurs” 
Stadtbezirks-Beirat Leipzig West
Claudette Ocando Röhricht (aus Venezuela)

"Es gibt zwei Hauptgründe, die mich motiviert haben, mich aktiver in der Politik zu
engagieren und auch die deutsche Staatsbürgerschaft anzunehmen; meine Kinder und
meine Patienten. Teil einer bikulturellen, mehrsprachigen Familie zu sein, hat mir Leipzig
und seine politische Zukunft bewusster gemacht. In dieser Stadt wachsen meine Kinder auf
und ich möchte aktiv an der zukünftigen Entwicklung dieser Stadt mit-wirken. Ich möchte
ihnen zeigen, dass man sich an der Gestaltung unserer Zukunft beteiligen muss, um 
eine signifikante Veränderung herbeizuführen. Der andere Grund ergibt sich aus meiner
täglichen Arbeit im Krankenhaus, konfrontiert mit der aktuellen Gesundheitsproblematik
und ihren Folgen für die Patienten-versorgung. Ich habe erkannt, dass dies Veränderungen
sind, die nur durch politische Veränderungen er-reicht werden können, die darauf abzielen
den Bürgern zu helfen. Ich denke, das wird nur erreicht, wenn die Politik von den Bürgern
mitbestimmt wird, die Teil des Alltags dieser Menschen sind.
Migrantenbeirat, Carolina Alvarado Solórzano (aus Mexico)

https://www.auf-integrationskurs.de/podcast/episode-01
https://www.auf-integrationskurs.de/podcast/episode-01


Schwere-Wörter-Buch

(Bundestags-)Abgeordnete                    Personen, die in den Bundestag gewählt worden sind

alevitisch, die Aleviten                             Mitglieder eine Religion, meist aus der Türkei

Attentat in Hanau                                    Rechts-extremer Terror-Akt, bei dem 2020 neun                
B                                                                Bürger mit Migrations-Hintergrund ermordet wurden.

Bundestag                                                das gesetz-gebende Parlament für Deutschland

Bundes-Politiker                                      Politiker auf Bundes-Ebene

Bundes-Zentrale/                                    hilft den Menschen, Politik besser zu verstehen.
Landes-Zentrale für                                Es gibt (oft kostenlos) Bücher, Informationen und 
politische Bildung                                    Kurse. Die Angebote sind für alle Menschen ab 16             
J                                                                  Jahren. www.bpb.de 

Bürger:innen                                            Menschen, die in einem Staat leben

Citizens for Europe                                  500 Vereine aus Europa, die sich für eine                     
 e                                                                 demokratische, multi-kulturelle Gesellschaft stark               
a                                                                 machen 

Community                                               Gruppe von Menschen aus einem anderen Land

Demokratie                                              politische Mitbestimmung: das Volk wählt seine              
rt                                                                Vereter, Schüler:innen wählen ihre Schul-Vertreter …

Demokratie-Bewegung                           Menschen, die sich für die Demokratie engagieren

Direkt-Mandat                                         mit einem Direkt-Mandat können Abgeordnete direkt
in                                                              in den Bundestag gewählt werden (und nicht über die         
W                                                              Wahl-Liste)

Diskriminierung                                      ein Mensch wird schlecht behandelt, weil er anders ist

Dritt-Staat                                               ein Land, das nicht zur EU gehört

Ehrenamt, ehrenamtlich Arbeit            ohne Bezahlung (sich engagieren)

Einbürgerung                                         Bürger:in von einem anderen Staat werden



Einwanderungs-                                      Gesellschaft, in der viele Menschen aus anderen           
Gesellschaft                                             Ländern leben

Emigrant                                                  Auswanderer 

(sich) engagieren                                    aktiv sein, mitarbeiten

Europäische Union (EU)                        die meisten Länder in Europa gehören zur EU

Erst-Wähler                                             Person, die zum ersten Mal wählt

Familien-Angehörige                              alle, die Teil einer Familie sind

Familien-Leistungen                               Geld, das Familien vom Staat bekommen

Familien-Nachzug                                   Beispiel: Der Vater ist schon in Deutschland. Dann                 
a                                                                darf die Familie (Mutter, Kinder) auch nach                       
e                                                                Deutschland kommen.
 
Feminismus                                             politischer Kampf für Frauen-Rechte

Gesellschaft                                             Menschen, die in einem Land zusammen-leben
                                                                  Ein anderes Wort dafür ist: Volk.

Gesellschafts-System                             wie eine Gesellschaft funktioniert

Gesundheits-System                             meint alles, was mit Gesundheit oder Krankheit zu tun
 h                                                              hat (Krankenhaus, Apotheke, Kranken-Versicherung …) 

Gewerkschaft                                          politische Interessens-Vertretung der Arbeiter:innen

Gewissen                                                Diese innere Stimme sagt uns, was richtig oder falsch            
l                                                                ist.

Grund-Gesetz                                         Verfassung

Gymnasium                                            höhere Schule mit dem Abschluss Abitur. Die Abitur-
                                                                 Prüfung macht das Studium an der Universität            
 ö                                                               möglich.

Haushalts-Politik                                     wie der Staat das Steuer-Geld verwendet

Identität                                                   was uns als Person ausmacht



Inspiration                                                    bringt neue Ideen

Integration                                                    Menschen aus anderen Ländern in unsere Gesellschaft
                                                                       aufnehmen

Kandidat, kandidieren                                 sich auf eine Wahl-Liste setzen lassen

Kolonialismus                                               ein Volk herrscht über eine andere Kultur

Kopftuch-Trägerin                                        eine Frau, die wegen ihrer Religion ein Kopftuch trägt

kurdische Gemeinde                                   Gruppe, in der sich Kurden treffen

Kurden                                                          eine Volksgruppe in der Türkei

Land-Kreis                                                     Auf dem Land bilden mehrere Dörfer einen Land-Kreis.   
 e                                                                     Jeder Land-Kreis verwaltet sich nach deutschem                         
m                                                                   Kommunal-Recht selbst. 

Marxist                                                          Anhänger von Karl Marx

Mehr-Sprachigkeit                                       mehrere Sprachen sprechen

Meinungs-Freiheit                                        die Freiheit, seine Meinung frei sagen zu dürfen

Migrant                                                          Ein Migrant lebt in Deutschland, kommt aber aus einem
a                                                                     anderen Land (oder seine Eltern / Großeltern)

Migrant:innen  :innen                                  heißt: Migrantinnen und Migranten. :innen meint
                                                                       immer alle Menschen: Männer, Frauen, diverse…

Migranten-Beirat                                          eine gewählte Gruppe von Menschen, die in einer Stadt
                                                                       die Politiker:innen zu migrantischen Themen beraten soll

Migrations-Hintergrund                               Menschen mit Migrations-Hintergrund kommen aus        i            
e                                                                     einem anderen Land (oder ihre Eltern / Großeltern) 

multi-kulturell                                               aus verschiedenen Kulturen kommen

ökologisch                                                     für den Schutz der Natur und der Umwelt 

Öko-Feminismus                                          eine Philosophie oder politische Denk-Art, die Ökologie un           
d F                                                                  und Feminismus verbindet

Ost-Anatolien                                               im Osten der Türkei

Partei-Programm                                         darin steht, was die Partei will



Patienten                                                      Menschen, die ein Arzt behandelt
(-Versorgung)                                               Behandlung von Patienten

Poesie-Album                                               ein Buch, in das Schüler:innen und Lehrer:innen Gedichte
                                                                       hinein-schreiben
 
3 politische Ebenen:                                    kommunal (für eine Stadt, einen Land-Kreis)
                                                                       Landes-Ebene (für ein Bundes-Land)
                                                                       Bundes-Ebene (für ganz Deutschland)

politische Parteien:                                      SPD: Sozialdemokratische Partei Deutschlands (links)
(die wichtigsten)                                           BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN: Umwelt-Partei (links)
                                                                       CDU: Christlich Demokratische Union (konservativ)
                                                                       CSU: Christlich Soziale Union (konservativ, nur in Bayern)
                                                                       CDU/CSU: Bündnis der beiden konservativen Parteien
                                                                       DIE LINKE: demokratisch-sozialistisch (links/links-radikal)               
FD                                                                  FDP: Freie Demokratische Partei (liberal)                                           
A                                                                    AFD: Alternative für Deutschland (rechts/rechts-radikal)

Rassismus                                                     ein Mensch wird schlecht behandelt, weil er aus einem
                                                                       Land kommt
 
Rechts-Staat                                                 alle in diesem Staat müssen sich an die Gesetze halten 

solidarisch                                                    anderen Menschen helfen, für ihre Rechte kämpfen 

Staatsbürger:in                                             eine Person, die mit allen Rechten und Pflichten zu einem
     S                                                                Staat gehört

Staatsbürgerschaft                                       Beispiel deutsche Staatsbürgerschaft: Eine Person mit                  
d                                                                     der deutschen Staatsbürgerschaft gehört zum deutschen  
S                                                                     Staat und kann in Deutschland zu allen Wahlen gehen.
 
Stadt-Rat                                                       das Stadt-Parlament

Steuer-Pflicht                                                heißt, dass man Steuern zahlen muss.

Unternehmens-Kultur                                 so ist ein Unternehmen zu seinen Mitarbeiter:innen

Verein                                                            In einem Verein treffen sich Menschen mit einem gemein-
                                                                       samen Interesse oder einem gemeinsamen Ziel.

Verfassung                                                   das wichtigste Rechts-Dokument zu den Zielen, der O rga              
nis                                                                  Organisation und den Aufgaben eines Staats. In D                  
eut                                                                 Deutschland heißt die Verfassung: Grund-Gesetz.



Verwaltung                                                   muss tun, was die Gesetze und die Politik sagen. Die                   
Ä                                                                     Ämter bilden die Verwaltung. Oft gibt es für jedes Thema
e                                                                     ein eigenes Amt (Umwelt-Amt, Bau-Amt, …) 
 
Volk                                                                Menschen, die in einem Land zusammen-leben

Vor-Urteil                                                      eine Meinung, die schon vorher fest-steht

Wahl-Berechtigte                                         Diese Personen dürfen zur Wahl gehen.

Wahl-Kampf                                                  vor einer Wahl für eine Partei Werbung machen

Wahl-Kreis                                                    der Ort, wo man zur Wahl geht

Wahl-Pflicht                                                  heißt, dass man zur Wahl gehen muss. In Deutschland gibt
                                                                       es keine Wahlpflicht.

Wahl-Verhalten                                            so entscheiden sich Wähler:innen

Willens-Bildung                                            Informationen für die eigene Meinung sammeln

Zaun-Gast                                                     steht am Zaun und kann nur von außen reinsehen, aber
                                                                       nicht dabei sein

Impressum: Übersetzung in Einfache Sprache: Ingeborg Naundorf, www.naundorf.de
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